Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2821 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Roser, Dr. Wulff und der Fraktion 

der CDU/CSU 


betr. Gründung der deutsch-rumänischen Consulting- 
Gesellschaft „Rodeco"' 


Die Fraktion der CDU/CSU unterstützt seit jeher geeignete 
Bemühungen, durch eine Intensivierung der Wirtschaftsbe- 
ziehungen mit den osteuropäischen Ländern einschließlich 
Rumänien zu einem Ausgleich der Handelsbilanzen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und diesen Ländern zu kom- 
men. Sie vertritt jedoch die Auffassung, daß das Instrumen- 
tarium der Entwicklungshilfe dafür ungeeignet ist. Es darf nicht 
zweckentfremdet werden. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Besteht zwischen den vertragsschließenden Partnern des 
deutsch-rumänischen Consulting-Unternehmens völlige 
Einigkeit darin, daß ihr Betätigungsfeld ausschließlich in 
Entwicklungsländern liegt? 

2. Wie ist die Beteiligung der Deutschen Entwicklungsgesell- 
schaft (DEG) an dem deutsch-rumänischen Consulting- 
Unternehmen nach Auffassung der Bundesregierung mit 
dem Wortlaut und dem Geist der DEG-Satzung zu verein- 
baren? 

3. Ist es zutreffend, daß die rumänische Regierung politische 
Vorbehalte wegen der Beteiligung der Berlin-Consult hatte, 
und wie wurden etwaige Schwierigkeiten ausgeräumt? 

4. Was hat die Gründung einer Dachgesellschaft bürgerlichen 
Rechts erfordert? 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn 



Drudcsadie VI/2821 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

5. Handelt es sich bei dem rumänischen Partner um ein inter- 
national angesehenes Unternehmen mit Erfahrungen im 

^ Consulting-Geschäft und einem gediegenen technischen 

Apparat? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung das internationale 
Standing der neuen Gesellschaft, und hat sie von den mit 
Entwicklungshilfe befaßten internationalen Institutionen, 
insbesondere der Weltbankgruppe, Zusicherungen erhalten, 
daß die Rodeco bei Ausschreibung international finanzier- 
ter Projekte Aufträge erhalten kann? 

7. Ist die Beteiligung der DEG als einer mit öffentlichen Mit- 
teln arbeitenden Gesellschaft an dem deutsch-rumänischen 
Consulting-Unternehmen mit den ordnungspolitischen Vor- 
stellungen der Bundesregierung zu vereinbaren, insbeson- 
dere im Hinblick darauf, daß das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Finanzen entgegen der Auffassung des Bun- 
desministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit noch im 
Mai d. J. aus ordnungspolitischen Gründen eine wesentlich 
lockere Verbindung mit der German-Consult durch Entsen- 
dung von Beamten in den Stiftungsrat abgelehnt hat? 

8. Ist die Beteiligung der DEG mit der Pflicht der Bundes- 
regierung zur Wettbewerbsneutralität vereinbar, vor allem 
im Hinblick auf diejenigen Consulting-Firmen (1710 im Ver- 
ein Beratender Ingenieure VBI, 98 im Verein Unabhängiger 
Beratender Ingenieure VUBI), die nicht an der German- 
Consult (ca. 400 Partner) beteiligt sind? 


Bonn, den 11. November 1971 


Roser 
Dr. Wulff 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


2 



